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1. Antragstext

C.1.3.2 Lehrplan 21 einführen

- Priorität von 1 auf 2 setzen.
- Finanzbedarf ist auszuweisen.

2. Begründung

Lehrmittel müssen ausgearbeitet werden und vorliegen. Umsetzungskonzept und Lehrerweiter-
bildung muss definiert und geplant, bzw. angebotsbereit sein. Erst dann in die 1. Priorität.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und
nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den
Regierungsrat beauftragen eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln.

Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche die Priorisierung der Ziel und Planungsabsichten der
regierungsrätlichen Legislaturplanung abändern wollen, setzen keine neuen Schwerpunkte,
sondern beabsichtigen lediglich eine Änderung der zeitlichen Umsetzung eines bereits vom
Regierungsrat festgesetzten Legislaturzieles. Mit anderen Worten: es werden damit keine
strategischen Schwerpunkte gesetzt, vielmehr wird mit solchen Planungsbeschlüssen in den
operativen Aufgabenbereich des Regierungsrates eingegriffen, weshalb wir diese grundsätzlich
als unzulässig erachten.

Gemäss HarmoS-Konkordat sollen die Lehrpläne sprachregional harmonisiert und die Lehrmittel
koordiniert werden. Zurzeit laufen die Grundlagenarbeiten, einen gemeinsamen Deutschweizer
Lehrplan (Lehrplan 21) zu erarbeiten (vgl. Vernehmlassung der Grundlagen für den Lehrplan 21
vom 28. Januar bis 31. Mai 2009). Der Lehrplan 21 soll 2014 vorliegen. Kantonale Besonderhei-
ten und Ausprägungen werden auch künftig gegeben sein. Auch die Stundentafeln werden je
kantonal festgelegt. Die eigentliche Einführung wird damit frühestens per 2015/2016 realistisch.
Aus dieser zeitlichen Perspektive ist die beantragte Prioritätensetzung auf 2 dennoch vertretbar.
Die konkrete inhaltliche Ausarbeitung des Lehrplanes 21 nach den genannten Grundlagenarbei-
ten muss jedoch unvermindert weitergeführt werden.

Mit dem Lehrplan 21 sollen auch die in den Kantonen sehr unterschiedlich gehaltenen totalen
Beschulungszeiten der Kinder einander angenähert werden. Ob und in welchem Umfang eine
Unterrichtsausweitung (Mehrlektionen) für den Kanton Solothurn angezeigt ist, wird die
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weitere Entwicklung zum Lehrplan 21 zeigen. Über Fragen der Bildungspläne entscheidet im
Kanton Solothurn der Regierungsrat (§ 9 Absatz 1 Volkschulgesetz vom 14. September 1969),
d. h. auch über die Frage der Einführung des Lehrplans 21. Die mit den zu ändernden Bildungs-
plänen verbundenen Kosten sind zur Erfüllung einer gesetzlichen Verwaltungsaufgabe unbe-
dingt erforderlich und somit gebundene Ausgaben, die nicht dem Referendum unterliegen. Die
Einführung selber jedoch erfordert einen zusätzlichen Weiterbildungskredit von 800‘000 Fran-
ken.

4. Antrag des Regierungsrates

Erheblicherklärung.
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